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Budgetberatung

WIENERGEMEINDERAT
Sitzungvem18 .Dezember1930 .

Es gelangtdie Verwaltungsgruppefür Wohnungswesenzur Vrhandlung.
AmtsführenderStadtrat Weberführt aus :DerVoranschlagfür dieVerwaltungs¬
gruppefür Wohnungswesensieht eine Bruttoausgabevon106,970 . 650Schilling
vor .Die entstheidende Post ist nach wie vor die Ausgabe für den Wohnhausbau .
Der Gemeinderat hat bekanntlich am 27 .Mai 1927 die Erbauung von30 . 000
Wohnungenin 5 Jahren beschlossen .Nach diesem Beschlusse sind daherjährlich
6000WohnungensamtderentsprechendenAnzahlGeschäftsräumlichkeiten ,Werk¬
stätten und den erforderlichen sozial en Einrichtungen zu erbauen .ImVor¬
anschlag für das Jahr 1931 sind,wie im Vorjahre ,hiefür 90 Millionen Schil¬
ling vorgesehen .

Am20 .September1929hat der Gemeinderatferner beschlossen ,für
die Errichtung von weiteren 10 . 000Wohnungendie imWohnbauförderungs¬
undMietengesetzvorgesehenenBegünstigungenin Anspruchzu nehmen .Ichwerde
auf diesen Gagenstandim Verlaufe meiner Ausführungennochzurückkommen .
Jetzt will ich nurbemerken ,dassder Gemeindebishernurdie Erbauungvon
572WohnungenvomKoratoriumfür die Wohnbauförderungbewilligtwurden,
Hiefürist imBudgetein Bgtragvon6,33U . 170Schilling vorgeshen .Fürden
Wehnhausbau werden also im nächsten Jahre 96,584 . 470Schilling verausgabt

werden .
Die Wohnhäuserverwaltunghat durdh den Zuwachsvon jährlich 6000

WohnungeneinensteigendenAnteilamBudget .Sie erfordert imJahre1921
auf beidenSeiten einenBetragvon8,199 . 580Schilling .FürdasKleingarten¬
wesenwurdenbisher rund750 . 000Schilling als langfristige undzinsenlose
Kredite zur Ausgestaltung der Kleingärten an die Vereine ausgegeben .Indie¬
semBudget sind abermals 161 . 000Schilling für Kleingartenzweckevorgesehen .

Seit dem Vorjahre erscheint im Budget eine neue Post " Zuschüsse
zu Mietzinsen ,die lo Groschenfür eine Friedenskrone übersteigen . "Es ist die .
der Ausgleichsfonds ,der mit Gemeinderatsbeschlussvom25 .Juni 1929anlass¬
lich dr Novellierungdes Mietengesetzesbeschlossenwurdem .Für daslaufende
Jahr waren im Budget für diesen Zweck 500 . 000Schilling vorgesehen .

Bis . . Lezember 1930 wurden insgesamt an 17 . 255Parteien in . 929
Häusern 782 . 312Schilling als Zuschüsse zu den Mietzinsen bewilligt .Hievon
entfallen auf das Jahr 1929 insgesamt 39 )Häuser mit . 550Parteien und ein

Gesamtbeitrag von 151 . 605Schilling ;auf das Jahr 1930 bis 18 .Dezember . 535
Häuser mit 13 . 705Parteien und ein Gesamtbeitrag von 630 . 706Schilling .

Aufdie steigendeInanspruchnahmedieserEinrichtungmussimBudget
Rücusichtgenommenwerden ;es sinddaherfür dasnächsteJahr750. 000Schil¬
ling vorgesehen .

Die Gemeindebesitzt eine gresse Zahl Baracken in Althäuser ,die
in absehbarerZeitgeräumtunddemoliertwerdenmüssen.DieErhalturgskosten
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Gemeinderatssitzung vom 18 . Dezember 1930 .II . Blatt
dieser Objekte sind sehr hoch ;sie können nicht zur G änze auf die Mieter
überwälzt werden .Die Wohnhäuserverwaltung räumt Jahr für Jahr einige Ob¬

jekte ;die Räumungaller Objekte verbietet derzeit noch die grosse Woh- ¬
nungsnet . AlsZuschusszur Erhaltung dieser Gebäudewarenfür daslaufende
Jahr 200 . 190Schilling vorgesehen ;für das Jahr 1931 sind imVoranschlage
176 . 520Schilling eingesetzt .

DerWohnhausbaugeht programmässigvor sich .Bis 31 .Dezemberlau¬
fenden Jahres werden weitere . 925Wohnungenfertiggestellt sein .Davonent¬
fallen . 001Wohnungenauf Hochhäuser und 924 auf Siedlungen ,bezw .Flach¬
bauten .Damit werden am Ende dieses Jahres 13 . 475Wohnungenfertig undder
Benützung übergeben sein .Im Bau befinden sich derzeit aus demnormalen

Bauprogramm der Gemeinde . 127Wohnungen und 572 Wohnungen ,für die die

Begünstigungdes Wohnbauförderungsgesetzesin Anspruchgenommenwurde ,also
zusammen . 699Wohnungen .

Die Bauprojekte für das Jahr 1931liegen bereits fertig vor ;sie
werden dem Gmeinderate in den ersten Monaten des Jahres 1931 zur Be¬

schlussfassung unterbreitet werden ; essind . 84lWohnungenprojektiert .
Das Plus von 841 Wohnungenüber die Baurate dient als Reserve .

Entsprechend dem bereits erwähnten Geweinderatsbeschluss vom
20 .September 1929 hat der Magistrat die Vorarbeiten für die Erbauungvon
10 . 000Wohnungen auf Grund des Wohnbauförderungsgesetzes sofort in Angriff
genommen ,indem die Baugründebereitgestellt und die Projekte zurAusarbeitt
vergeben wurden .Es liegen derzeit für . 8chWohnungen Projekte vor ;sie sind
zum grössten Teile bei der Geschäftsstelle für die Wohnbauförderung ein¬

gereicht ;der Rest wird dort in kürzester Zeit eingereicht werden .Esist
also für die Ausführung eines zusätzlichen Wohnbauprogrammesvonwenigstens
5000Wohnungenjede Vorsorgegetroffen .Es wäre möglichgewesen ,schonim
laufenden Jahre statt . 000Wohnungen mindestens 11 . 000Wohnungen zu er - ¬

bauen . DieseAbsichtder Gemeindewurdedurchdie Regierungvereitelt .Das
ist aus mehrfachen Gründen ausserordentlich zu bedauern .Vor allem vom
Standpunkte der Bekämpfung der Wohnungsnot ,insbesondere aber weil durch
die Verdoppelung der Wöhnhausbauten die Wirtschaft einen ausserordent .
lichenImpuls empfangen hätte und die Arbeitslosigkeit zweifellos gewaltig
eingeschränkt wordenwäre .Die Gemeindeerleidet durch die hinhaltendeBe¬
handlung ihrer Bauansuchen einen gewaltigen Schaden .Die Freimachung der
Baugründe und die baureife Fertigstellung der Projekte verursachten be¬

greiflicherweise nicht geringe Geldmittel .Nebstbei will ich nur noch be¬
merken ,dass durch diese Bhandlung das ganze Bauarbeitsprogramm der Ge¬
meinde übI den Haufen geworfen wurde und dass dadurch auch das Bauge¬
werbezu Schadenkam .

Ich gebe der Hoffnung Ausdruck ,dass sowohl das Kuratoriumals
auch die Regierung der Gemeinde im kommendenBaujahr die ihr mit vellem
Recht zukemmendenBauten endlich bewilligt .Die GemeindeWienhatein
Recht darauf ,und ich bin der Auffassung ,dass alle Wiener ,ohneUnterschied
der Partei ,verpflichtet sind für dieses Recht der Gemeinde einzutreten .

Bei der Ausarbeitung der Projekte hat die Gemeinde die private

Architektenschaft bisher im weitesten Umfangehereingezogen .Eswurden
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Gemeinderatssitzungvom18 . Dezember1930 .III .Blatt
185 Zivilarchite ten beschäftigt .Mehr als zwei Drittel sämtlicher bisher
errichteter Wohnungenwurdenvon ihnen projektiert .Das flüssig gemachteHo¬
norar beträgt die gewaltige Summevon rund 1o Millionen Schilling .

In einem sehr weiten Umfange hat die G,meinde auch die Künst - ¬
lerschaft Wiens ,wie Bildhauer und Maler ,bei der Durchführungihrer Bauten
mit Aufträgen betraut . Biszum Jahre 1930 wurden für künstlerische Arbeiten
902 . 476Schilling zur Auszahlung gebracht .Bei m Wohnhausbau werdenjähr¬
lich 120 . ooobis 150 . 000Schilling für künstlerische Arbeiten ausgegeben .
Der Wohnbedarf ist nach wie vor sehr gross .Trotzdem im laufenden Jahr bis
zum . Bezember . 0l0Neubauwohnungen vergeben ,also ebensoviele wohnungs¬
lose Parteien befriedigt wurden ,und in . 161Fallen ein Wohnungstausch
durchgeführt wurde ,stehen derzeit noch . 075wohnungslose Parteien und

. 116tauschwerbende Parteien in Vormerkung .Dabei sind natürlich nicht alle
Wehnungslosen und tauschwerbenden Parteien erfasst .

Ich möchte bei dieser Gelegenheit hervorheben ,dass am Tagedes
Erlöschens des Anforderungsgesetzes - am. Jänner 1926 - beiderWohnhäuserver¬
waltung 16 . 448Wohnungssuchende in dringender Vormerkung standen .Davon

wurden bis zum 30 . November . J .13 . 864Familien mit Wohnungenversergt .
Im Durchschnitt wurden von diesen Vorgemerkten jährlich . 773untergebracht ,
eine ganz enorme Leistung . . 323Parteien konnten gelöscht werden ,weil ein
Wehnbedarfnicht mehr vorhanden ist .Aus der Zeit desAnforderungsgesetzes
sind noch . 261Fälle ,darunter 934 Tauschwerber in Vormerkung ,In der erster
Hälftedes nächsten Jahres wird voraussichtlich auch dieser Rest unterge¬
bracht sein .

Bei der Zuteilung der Wohnungenwaren folgende Gründemassgebend :
Baufälligkeit und Grundräumung in 633 Fällen ,Gesundheitsschädlichkeit der
Wohnung überhaupt ed r für den derzeitigen Bewohner in . 016Fällen ,gericht¬
liche Kündigungen und Dalogierungen in . 123Fällen ,Platzmangel bei Unter .
mietern und getrennter Haushalt in . 739Fällen und wegenberuflicher
Gründe ,weiter Entfernung vom Arbeitsort und Ueberbelag bei Hauptmietern
in . 69eFällen .

Die Wohnbautätigkeit der Gemeindehat in Verbindungmitdem
Rückgangeder Bevölkerungunserer Stadt zu einer sehr starkenVerbesserung
der Wohnverhältnisse geführt . Eserrechnet sich heute die durchschnittliche
Besetzung einer Wohnung mit ' 2Köpfen gegenüber ' 25in der Vorkriegszeit .

Aus einer Küche müssen durchschnittlich ' 1Personen verköstigt werden .
Wenn noch eine ungemein starke Nachfrage nach Wohnungen besteht ,so ist dies
zum nicht geringen Teil auf die überaus grosse Zahl von schlechten Wohnun¬
gen undat ane ungerechteVarteilung des vorhandenenWohnraumeszurück .
zuführen . Eszeigt sich jetzt ,dass die NichterneuerungdesAnforderungsgeset¬
zes ein überaus schwerer Fehler war .Es gibt zweifellos heute in Wienmeherere
hundert leere aWohnungen .Im I,seratenteil zweier grosser Tageszeitungen
warenan 8 Sonn -undFgiertagendes OktoberundNovembernicht wenigerals

. 733leere Wohnungenund . 635möblierte Wohnungenzur Varmietungange - ¬
kündigt ;ausserdem waren noch Wohnungen von Zimmer - Kabinett - Küchebis zu
Siebenzimmerwohnungenmit Ablösenvon2000bis 15 . 000Schillingangekündigt .

Es ist eine allgemeine Klage der Wohnungssuchenden ,dassohne
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Ablöse eine Wohnung in einem Privathause nicht zu haben sei ;ganz besonders
wird der Mittllstand ,der seine Wohnung vielfach auch zur Ausübung seines

Berufes benötigt ,dadurch auf das schwerste getreffen .
St . . Weberbespricht dann die Vrhältnisse hinsichtlich der Ehe¬

schliessungen und der Geburten .Er erklärt ,dass sich der G,burtenrückgang
erst ab 1936 auf dem Wohnungsmarkt bemerkbar machen wird ,da die Zahl der
jährlichen Eheschliessungen sich fast stets auf gleichbleibender Höhebe¬

findet ,Wenn jetzt noch eine gesteigerte Nachfrage von Wohnungen festzustel¬

len ist,se ist diese Nachfrage nicht zuletzt darauf zurückzuführen ,dass
zur Zeitdes Militarismus die neuen Haushalte im Mannesalter von 26 und27
Jahren gegründetwurden ,währendsie jetzt schonim Mannesaltervon20
und 21 Jahren erfolgen .Das bedeutet ,dass in den letzten Mahren ungefähr
60 . 000neue Haushalte aufgetreten sind .Ueber den Umfangder Wohnungsnot
wird die nächste Volkszählung ,die hoffentlich mit einer Zählung
der Wohnungen und der Haushalte verbunden sein wird ,Aufkäärung bringen .
Derzeit ist die Not an Wohnungen noch enorm ,und es kann und darf daher

an eine Schmälerung des Wohnungsbaues nicht gedacht werden ,imGegenteil ,

sie muss eher gesteigert werden,bis der Mærkt gesättigt ist .
Der jährliche Zuwachs von mindestens 6000 Wohnugenvermehrt

die Agendender Hauswerwaltungsehr stark .Mit 31 .Dezember . J .werden
ven der Gemeindeinsgesamt 56 . 926Wohnungenverwaltet .In den Wohnungender
Gemeinde sind fast dur hwegs kinderreiche Familien eingemietet .Rechnet
dass jede Wehnung mit 1 Köpfen besetzt ist ,so ergibt die R,chnung ,dass
rund 228 . 000Parsenen bei der G meinde Obdach gefunden haben .DieVerwaltun
wickelt sich im allgemeinen -trotz der tristen Wirtschafstlage und der über
aus starken Arbeitslosigkeit -ehne nennenswerte Schwierigkeiten ab .

Ueber die Schlichtungsstellen sagt St . R .Weber ,dass in der Zeit
vom . Jänner bis 31 . Oktober 193e insgesamt 18 . 834Anträge eingebracht wur¬
den .Auf Grund der Vorentscheidung der Schlichtungsstellen oder durch Ver¬

gleich wurden Instandsetzungarbeiten in der Höhevon 10,703 . 387Schilling
vorgenommen .Interessant ist ,dass in 777 Fällen der Mietzins vomhooofachen

bis zum15oofachen ,in 87 Fällen voml5oofachen bis zum5ooofachen undin
17 Fällen der Mietzins mit mehr als dem 5ooofachen bestimmt wurden .

Beim Wohnungsnachweis der Gemeinde wurden Anzeigen über das Frei
werden von 5853 Wohnungen erstattet ;davon wurden als wieder vermietet

. 242 ,als getauscht 313 ,als umgeschrieben 187,als leergemeldet
79,als unbewehnbar 15 und als nicht wiedervermietbar 17 Wohnungen .

Ich habe schondarauf hingewiesan ,dassschätzungs¬
weise einage hundert Wohnungen in Wien leer stehen .Diesem Uebel könnte nur
durch eine Verbesserung des Wohnungsnachweises gesteurt werden .Esmüss ' e
für jeden Hauseigentümer die Verpflichtung statuiert werden ,jede freigewor¬
dene Wehnung binnen körzester Frist zu vermieten ,widrigenfalls der Gemeinde
das Recht auf die Einweisung zukommt . Esist zu hoffen ,dass die Widerstände
gegen ein solches Gesetz durch die Einsicht äller berufenen Kreise immer
mehr und mehr zurückgedrängt werden und schliesslich auch in Oesterreich
ein vernünftiges Wohnungsgesetz geschaffen wird .

St . R .Weber dankte schliesslich allen ,die auch im abgelaufenen
Jahr an diesem grossen Werk kommunaler Sozialpolitik hingebungsvoll mit¬

ewirkt haben .( Stürmischer Bifall )82
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GR . Ullreich ( . L( bemerkt ,nach dem Bgricht des St . . Weber

soll im Wohnungswesentrotz aller gegenteiligen Erfahrungenalles beimal¬
ten bleiben .Das Kleingartenwesen ,das einmal im Budget eine gewisse Rolle

gespielt hat ,steht im Z ichen des Abbaues .Wohl haben sich die Klein¬
gärtner der sozialdemokratischen Partei angeschlossen ,aber sie sindoffen¬
bar in Ungnade gefallen ,weil sie in den 10 Jahres des Besitzes zu" Eigen¬
tumsbestien gewordensind ,die an ihrem StückchenBodenhängen ,währenddie
Gemeinde den Gpund für ihre Kasernenbauten braucht .Die Soziald mokracen
geben vor ,für den Pächterschutz einzutreten . Wosie selbst aber etwas zu
eDen haben ,wie bei den Kleingärtnern ,vertreibt man die Leute ohne jede
Entschu digung von „ undund Boden . GR. Ullreichbeschäftigt sodann mitdem
städtishen Wohnhausbau und vertritt die Ferderung nach Aufnahmeeiner
Wehnbauanleihe .Die sozialdemekratische Partei erhebt ganz mitUnrecht Vor¬
würfe gegen das Kuraterium für Wehnbauförderung ,denn einerseits ist dieses
Kuraterium nur eine beratende Körperschaft andererseits haben die Sozial¬
demekratenkeinen Anlass zu solchen Forwürfen ,da sie selbst geradedas
tun ,was sie der staatlichen Wehnbauförderung zur Vorwurfe machen .Sie
machen durch ihre Sezialisierungsbestrebungen jede private Bautatigkeit
unmöglich ,sie unterstützen aber auch in keiner Weise die gemeinnützige und
genc senschaftliche B,utätigkeit ,ja sie erschweren dengenessenschaftliche
Bautätigkeit ausserordentlich .So zwingt mandie Siedlungen ,die Zufahrts - ¬
wege und Strassen aus eigenem herzustellen und legt der Siedlungsgenessen¬
schaft die Pflicht zur Instandhaltung der Strassen ,zu ihrer Rinigungund
zur B leuchtung auf .Die Bodenwertabgabe macht den G nössenschaften jede Kal
kulation unmöglich .Wieschwermansich an der WienerB völkerungversündigt ,
beweist der Umstand ,dass es in Wien noch immer Barackenbewohner ,HaHöhlen¬
bewehner gibt .Unsere Anträge auf Einsetzung einer Kommission ,die über
die Wehnungszuweisungen zu entscheiden hätte ,lehnen Sie ab .Sie wollen un¬
sere Kontrolle nicht .Wir müssen Ihre Wohnungspoltik ablehnen ,solange Sie
auf Ihrem einseitigen parteipolitischen Standpunkt beharren ( Lebhafter Bei¬

fall bei der . . )
Es wird sodanndie Abstimmungüber die VerwaltungsgruppeIII

durchgeführt ,Die Ansätze dieser Verwaltungsgruppe werden genehmigt und der

Antrag Arnald wegen Einsetzung eines Subventionsbetrages von 80 . c00Schil¬

ling für die Organisatienen der kathelischen Jugendfürsorge abgelehnt ,der
Antrag Hörmayer wegen „ erkennung einer Rente ven 56 Schilling monatlich an
alle über 7 °Jahre und darüber alten Erwerbsunfähigen und bedürftigen Be .
fürsergten ? schäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesen .

Dann wird die Debatte über die Verwaltungsgruppe IVfortgesetzt .

GR. Helaubek ( . L )bemerkt ,es sei ohneweiters zuzugeben ,dass au
dem Gebiete des Wohnungswesens viel geschehen ist .Insgesamt befinden sich
heute über 50 . 000Wehnungen im Besitz der G,meinde .Aber dieser grossenZahl
von Wehnungen kann nech inmer dam grossen Wohnungsbedürfnis nicht voll be - ¬
friedigt werden .Na . hden Barstellungen des St . . Wabergibt es angeblich nur
etwas über 11 . 00 .Wohrungssuchende .Wir bezeifeln ,dass diese Ziffer wirklich
se klein ist . GR.Helaubek bezeichnet dann die Varhaltnisse im Wohnungsamtals
aussererdentlich beklagenswert .Wenn eir Wohnungssuchenden sich nicht der
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Hilfe eines Gemeinderatesbedienen kann ,ist es überhaupt sehrschwer
möglich,ins Wohnungsamtzu gelangen .In dr Wochesteht bloss einhalber
Tag für die Wohnungssuchendenzur V rfügung .In keinem G meindeamt ist die
B handlung der Parteien so rücksichtalos ,anhuman und brutal wie imWohnungs
amt und in keinem städtischen Amt gibt es soviel G meindewache wie imWoh¬
nungsamt ,das dennEindruck einer Polizeikaserne macht .Es müsstenhier
Erleichterungen geschaffennund die Stunden für den Parteienverkehr ausge¬
dehnt werden bezw .mehr Tage für diesen Zweckzur Verf ' gunggestellt wer¬
den .Die Bkämpfung der Wohnungsnot hat Fortschritte gemacht ,aber nicht in4772
demUmfange man es wünschen würde .Die B streitung der ausserordant¬
lich hohen Mittel für den Wohnungsbau aus laufenden Einnahmen ist eine

schwere Schädigung der Wirtschaft .Darunter leiden natürlich auch die Ar¬

beiter .Wenndas Hauptkondingentder Wahnungssuchendeneinmalbefriedigt
ist ,würde die Wohnbausteuer ausreichen um soviele Wohnungen zu schaffen
dass der Wohnungsbedarf gedeckt wird . GR. Holaubekerklärt schliesslich ,
dass seine Partei gegen den Voranschlag der Gruppe IVstirmen werde .( Lebhaf¬
ter Beifall bei der . L)

GR. Heinrich ( . . )bemerkt ,ein Ressort von der Bedeutungdes
Wohnungswesensmüsste ,wennes ganz objektiv und unterAusschaltung
jeder Parteipolitik geführt würde ,segensreich wirken .Aber dasSarteipoli¬
tische spielt bei der Vrgebungder Wohnungeneine sehr grosse Rolle .In
jedem einzelnen B zirk kann man beobachten ,dass die hervorragendsten Agi¬
tatoran und Vrtrauensleute der sozialdemokratischen Partei bei der Wohnung
vergebung am meisten berücksichtigtvwerden .Anderen und zwar auch Angehö¬
rigen der sozialdemokratischen Partei ,die nicht Eonzensind ,werdrndie
grössetan Schwierigkeiten gemacht ,„ Sogar in Tauschfallen ,in welchen ja

der Wehnungsmarktnicht belastet wirrd .Im Wohnungsamtsieht es wie ineiner
Stráfanstalt aus .Bei jeder Türe stehen zwei Gameindewachleute .Der Redner

sei selbst einmal im Wohnungsamte gewesen und habe jemandem aus einem
Nebenraum des Wohnungsamtes heraus heulen gehört . Ersei dann selbst in

diesen N benraum eingetreten und habe einen Strassenbahner auf einem Sofa

liegen gesehen und um ihn drei G,meindewachleute stehen .Auf seine Anfrage
sei ihm erklärt worden ,dass der Manndie Bgamtenbedroht habe .Vor14
Tagan hat sich ein ähnlicher Fall ereignet ,wo die G,meindewache sehr ener¬
gisch eingeschritten ist .Solche Dingeødürften nicht vorkommen und es könnt
manche Exzesse durch wohlwollende Bhandlung der Parteien vermieden werden
GR .H,inrich verlangt schliesslich die Einsetzung eines Unterausschusses ,
der über die Wohnungszuweisungenzu entscheidenhätte ( Bifall bei der . L)

ner ( . . )verlangt ebenfalls die Aufnahme einer Wohn¬
bauanleihe und bemerktsodannes handet sich der Mehrheitnichtdarum ,
Wehnungenzu schaffen ,sondern die Leute ,die manin Gmeindewohnungenun¬
terbringt ,in das Joch der sozialdemokratischen Parteizu spannen unddie
private Baulätigkeit zu erschlagen .Die Sozialdemokraten sind nadikale
V rtreter des Mieterschutzes nut dort ,we es nicht um ihre Interessen geht .
In den G,meindehlusern gibt es keinen Mieterschutz ,die drakonische Heus¬
ordnung in den G meindehäusern ist ein unerreichbames Ideal für alle ra¬

dikalen Husbeitzer .
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Die Unterbringungeines einzigen Wohnungssuchendenkostet derGemeinde
20 . 000Schilling .Die Privatinitiative würde das billiger machen .Dezalten

Husbesitzer wurden von der Gemeinde zugrunde gerichtet ,sie wurdengezwun¬
gen,ihre Häuser an Ausländer zu verkaufen .Das Mietengesetz kostet der Be¬
völkerung 350 Millionen Schilling ; eshat auch der Bevölkerung die Frei¬

zügigkeit genommen .Das Geld ,das die Gemeindefür den Wohnhausbauausgibt ,
ist vergeudetes Geld . GR,Schiener bespricht dann die Mietverhältnisse in
Russland ,woden Hausbesitzern nach demFiasko ,das die Sowjets mit derZer¬
trümmerung des Mietengesetzes erlitten haben ,wieder bedeutende Zugeständ¬
nisse gemacht worden sind .Währendes im Jhre 1920 in Russland keinenein¬
zigen . usbesitzer gab ,erreicht ihre Zahl jetzt schon anderthalb Millic¬
nen .Der Zins in Russland schwankt für den Quadratmeter zwischen ' 5Ko¬
peken und 4 Rubeln .Die Husbesitzer und Bugenossenschaften müssen für
die Unterbringung von Obdachlosen zehn Prozent ihrer RäumezurVerfügung
stellen ;die übrigenWehnräumlichkeitenkönnenfreivermietet werden .Das
russische Mietengesetz ist also weit besser als die Verhältnisse ,die Sie
auf diesemGebietegeschaffenhaben .( B,ifall ) .

GR. Dr. Wagner( E . )erklärt ,dass die Kosten für denstädtischen
Wohnhausbau die bedeutendsten sind ,die die G,meinde trägt ,da bei der Zusam¬
menstellung der Ausgaben für den Wohnhausbau nicht nur die in der Verwal¬
tungsgruppe für Wohnungswesen verrechneten Ausgaben berücksichtigt werden

müssen ,sondern auch jene Ausgaben ,die in den Budgets anderer Verwaltungs¬
gruppen aufscheinen ,so die Ausgaben für die „ undkäufe ,für Strassenauf¬
schliessungen ,Strassenherstellungen ,Strassenbeleuchtung unddergleichen .
Wennman alle diese Kosten berücksichtigt ,ergibt sich eine Bruttoausgabe
für den Wohnhausbau ,die weit höher ist ,als die Ausgaben für das " ohl¬
fahrtswesen . GR. Dr .Wagner spricht sein Bedauern darüber aus ,dass es in
Oesterreich an amtlichen statistischen Daten über das Wohnungsesen und
Wohnungsbedürfnis fehtl ,so dass man hier auf Kombinationen angewiesen
ist .Es kann aber doch angenommenwerden ,dass in etwa 2 Jahren dasAktuel - ¬
le beim Wohnungsamtder Stadt Wiengeltend gemachteWchnungsbedürfnisbe- ¬
friedigt sein wird . Geraddie G meindepolitik hätte das grösste Interesse
an der Feststellung ,ob undwielangenochein B darf nach NaubauteninWien
vorhandenist undwir glauben ,dassdiese Fyststellungenzu einemfürdie
Mhrheit unerwünschten Ergebnis führen würden .Es wäre die Pflicht der Stadt
verwaltung bei allen zuständigen Faktoren darauf zu drängen ,dassmöglichst
bald amtliche hebungen über die Wchlverhältnisse und das Wohnbedürfnis
in Wiendarchgeführt wird .Die Ziffern des städtischenWohnungsnachweises
sind im ganzenundgrossen recht befri digend .Dort werdennur 79Wohnungen
genannt ,die leer stehen ,das sind bloss ' 35Prozent derangemeldeten
Wohnungswerber .Wir hätten allen „ undin der Wohnbaupolttik recht vor¬

sichtig zu sein unduns zu hüten ,volkswirtschaftliches Kapital zuver¬
geuden ,in - demüberflüssige Bgutenaufgeführt werden .Ein krassesMiss¬
verhältnis besteht zwischen den Wohnungenund Geschäftslckalen ,die neug
errichtet wurden .Aufnicht ganz17 WohnungenkommteinGeschäftslokal .
Das heisst ,es wird auf den in einer wahrhaft erbarmungswürdigen Lage
befindlichen Gewerbeund K ufmannstand keine Rücksicht genommen .Diese
Hypertrephiean Geschäftslckalenist eines der Mittel dersozialdemokratisch
Partei,um auf Gewerbe und Handel einen Druck in parteipolitischer Bzie¬
hungauszuüben . GR. Wngnerbeschäftigt Fodannmit derEundeswehnbauförderung
und bezeichnet die an der Bundeswohnbauförderunggeübte Kgitik alsvoll - ¬
kommenunberechtigt .Die Bundeswohnbauförderungwarzunächst gedachtals
eine B,kämpfungder Wohnugenot durch Förderung des privaten Wohnhaus- ¬
baues .Ausserdemmussmanbedenken ,dass' fürWienerBautennichtwenigerals
über 90 Millionen gegebenwurdenund dass das LndNiederösterreichan
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Ander Bundeswohnbauförderungmit 35 Millionen partizipiert ,welcher
Betrag zum Teil zur Errichtung von Einfamilienhäusern in der nächsten
Umgebung von Wien geführt hat ,was ja auch Wien zugute kemmt .Wir danken
dem Bund dafür ,dass das Geld aus der Wohnbauförderung nicht zur Unter¬

stützung der marxistischen Wohnungspolitik hergegeben wurde ,wir wünschen
aber auch ,dass es die Regierung nicht bei der einmaligen Wohnbauför¬
derung bewenden lässt . GR.Wagner befasst sich sodann mit der Wohnhausverwal¬
tung .Die Wohnhausverwaltung zieht die sehr ansehnli heEinnahme
ven ' 6Millionen aus den Miethäusern .Die gleiche Summe wird als Aus¬

gabe ausgewiesen ,aber nicht bloss für die Miethäuser sondern für alle
in der Verwaltung der Gemeinde befindlichen Gebäude ,auch die Amts¬
gebäude ,Krankenhäuser ,Schulen usw . ,sodass das Prihzip ,dass die Mie - ¬
ter nur für die Instandhaltung des von ihnen selbst bewohnten Hauses bezw .
die .Mieter für die Kosten der Miethäuser aufzukommen haben ,durchbrochen

ist .Zum Schlusse bezeichnet es GR .Wagner als das Ziel der Wohnhauspoli¬
den Metta

tik ,scViel überflüssige und überschüssige Wohnräume zu schaffen ,dassx
eine Erhöhung der Mietzinse in den privaten Häusern unmöglich ist ,das

heisst ,volkswirtschaftlich gesprochen ,dass das Kapital ,das der Haus
besitz heute darstellt,auf der heutigen Entwertung erhalben bleiben soll .
Dann wären die Spzialisierungsbestrebungen Breitners verwirklicht .

Eine solche Wohnbaupolitik müssen wir ablehnen ,( Lebhafter Beifall
bei der . . )

GR .Reismann ( soz ,dem . )wendet sich gegen die Behauptung des GR

Dr .Wagner ,dass die Bundeswohnbauförderung vor allem den Zweckhabe ,die
private Bautät igkeit zu fördern .Wohl hat bei der Regierung ursprüng¬
lich der Gedankevorgeherrscht ,j weBautätigkeit der öffentlichenKör- ¬
perschaften bei der Bundeswohnbauförderung auszuschalten ,da aber die
sozia ldemokratische Fraktion im Parlament die Regierung aufmerksam ge¬
macht hat ,dass das Schicksal der Regierung des Mietengesetzes daven ab¬
hängt ,ob durch die Bundeswohnbauförderungauch die Bautütigkeit deröffent
lichen Körperschaften gefördert wird ,ist schliesslich ein Kompromiss ge¬

schlossen und im Gesetz klar ausgesprochen worden ,dass auch die öffent¬
lichen Körperschaften an der Bundeswohnbauförderung teilhaben sollen .Auf
Grund dieses Gesetzes fordert die Gemeinde Wien ihren berechtigten ' nteil
aus Bundesmitteln .Man emfpichlt uns immer wieder von der Linie unserer

bisherigen Wohnbaupolitik abzuweichen .In allen europäischen Ländern ,in
denen man andeme Wege gegangen ist wir ,haben sich die Wchnungsverhältnis¬
se durch ge Lockerung der Wohnungszwangswirtschnäftund desMieterschutzes
verschärft .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Es ist auch nicht rich¬

tig ,dass in den Ländern ,in denen der Mieterschutz abgebaut worden ist ,

die private Bautätigkeit blüht .Es gibt kein Land in Europa ,wo
von Privaten gebaut wird ,ohne dass öffentliche Mittel in Anspruch genom¬

menwerden .In allen diesen Ländern sind die Mieten aber so hoch ,dasssie
für die grosse Massc der Arbeiterschaft untragbar sind ( Lebhafter Beifall

bei der Mehrheit ) .Wienist die einzigeStadt ,womesinfolge der hierherr¬
schendenMietzinsbildungauch den wirtschaftlich Schwächstenmöglich
ist ,eine eigene Wohnungzu finden .( Lehhafter Beifall bei der Mohrheit ) .
Alle Fachleute erklären zum Boispiel ,dass die Wohnbaupolitik Deutsch¬

lands grundfalsch ist .Die deutsche Ryichsregierung hat das selbst er¬
kannt .Sie hat in dem zusätzlichen BauprogrammRichtlinien aufgestellt ,
in denen sie verlangt ,dass nur Wohnungen hersgestellt werden ,die solche

Mieten haben ,dass sie auch die minderbemittelten Arbeiten bezahlen können .
In diesen Richtlinien wird die . dingung gestellt ,dass keinc Woh¬
nung mit einem Mietzins über 20 bis 50 Mark hergestellt werden darf und

dass die Mindesfläche der Wchnung nicht mehr als 33 bis 15Cuadratmeter
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betragen darf .Und nun die Bundeswohnbauhilfe !Im Programm der Bundes¬
wohnbauhilfe war der Bau von 30 . 000Wohnungen in 3 Jahren vorgesehen .Man
kann aber kaum18 . 000Wohnungenhorstellen ( Hört ! Hört !bei derMehrheit ) .
10 Jahre hat der Bundnichts in der Wehnbaupelitikgeleistet und
sobald er damitbegonnonhat ,ist der Zusammenbrucherfolgt .Wienhatbis
heute aus der Bundeswohnbauhilfe lediglich einen Kredit für 571Wohnungen
bekomen ,obwohl Projekte für 1o . 000Wohnungenausgearbeitet sind .Das
zoigt ,wie gross die politische Gchässigkeit gegen die sozialdemokrati¬
sche Gemeindeverwaltung ist ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Als
Argumend wird angeführt ,man könne der G,meindeunmöglich mohr geben ,weil
sie die Wohnungen zw billig vermictet ( Hört ! Hört !bei der Mehrheit ); das
ist angesichts des gesteigerten Massenelonds ein Verbrechen an den Arbeits¬
und Wohnungslosen ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Betrachten wir

nun die Mietzinsbildung in den Häusern ,die durch die Bundeswohnbau¬
hilfe hergestellt werden ]Daschreibt ein Hausherr vomNeubau ,dass erfür
eine Zimmer - Küche - Vorzimmerwohnung120 Schilling pro Monat verlangt .( Stür .
mische Hört ! Hörtrufe und Rufe :Unerhört bei der Mehrheit . - Zwischenrufe ) .
im 6 .Bezirk wird ein Haus gebaut mit 27 Wohnungen ;eine Zweizimmerwohnung

hat den Zins von 230 Schilling im Monat( Lobhafte Hört ' Hörtrufe beider
Mehrheit ) .In einemvonder Geschäftsstelle bewilligtenEinfamilienhaus
wird der voraussichtliche Monatszins für eine Viorzimmer - Wohnung150
Schilling betragen ,und wennmandie Verzinsung des eigenenKapitale
berücksichtigt ,750 Schilling ( Lebhafte Hört ! Hörtrufe bei der Mehrheit ) .
Wenn man bedenkt ,dass die Mieter die Zinsgroschen bezahlen ,damit Duxus - ¬

wohnungen gebaut werden statt Kleinwohnungen ,so ist das ein schweres Un¬
recht an der Wiener Bevölkerung ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .GR .
Reismann tritt sodann den Vorwürfan der Minderheit entgegen ,dass die Woh¬
nungen in den Gemeindehäusern nicht an Angehörige der christlichsozialen

Partei vermictot werden ,und bemorkt ,dass solbstverständlich auch das
Wohnbedürfnis sozialdemokratischer Wohnungsloser nur in einem sehr ge¬
ringenMasse bofriedigtwerdenkönne .DerBundhat allcs verabsäumt,umdie
Wohnungen auf dem privaten Wohnungsmarkt zu erfassen .Heute werden Tausende
und Abortausender freiwerdender privater Wohnungen verkauft und kein Pro¬
letarier hat mehrdie Möglichkeit eine solche Wohnungzu bekommen .Zum
Schlusso erklärt GR. Reismann ,dass am 9 .Novemberzwei Drittel derWähler
Wiens das Bokenntnis zur Demokratic ,aber auch zur Wohnungspolitik der
Mehrheit abgelegt habe ,und die Mchrheit wird sich von der Linie ihrer bis¬
herigen Wohr spolitik nicht abbringen lassen ( Lebhafter Beifall bei der

Mehrhoit

GR .Millik ( E . . )wünscht eine raschere DurchführungderAbrech¬
nung der Bauarbeiten .Dicse Abrechnungen zichen sich bisweilen zwei bis
drei Jahrc hinaus ,wodurchdas Anschenwederder Gemeindenoch derBeam¬
tenschaft gefördert wird .Ich will hier in öffchtlicher Sitzung nichtübor
einen Fall sprechen ,in dem ein tochnischer Beamter sich hat etwas zuschul¬
den kommenlassen .Daran sind nicht nur die zwei bis drei Jahre dauerenden
Abrechnungen schuld ,sondern auch die Sparwut ,die Sie gerade bei der Ein¬

stellung von technischen Beamten üben .Hunderte von Menschen warten auf eine
)

Anstellung ,und es wäre nicht /in deron ,sondern auch im Intercsse der Gemein¬
de gelegen ,wenn Sie z .B .auf den Baustellen mohr technische Beamte verwen¬

den würden ,als Sie os heute tun .Diese Sparwut gerade bei der Einstellung
von technischen Beamtenmussschliesslich und endlich zuUnzukömmlich¬
keiten führen ,die wir allc bedauern müssen .( Beifall bei der . . ) .

GR .Daffinger( E . . )erwidert auf die AusführungendesGR. Reis¬
mann ,dass man über dåe Wohnbauförderungsaktion noch kein abschliessendes
Urteil abgebenkönne ,da die Wohnbauförderungsaktionja nochnichtbeendet
ist .Er spricht dann über die Zinsbildung in den städtischen Bautenund
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erklärt ,dass die Gemeinde für den Quadratmeter im geplanten Hochhaus¬

bau in der Währingerstrasse 630 Schilling verlange .Dieser Preis ist sogar
den städtischen Elcktrizitätswerken für Ausstellungsräumlichkeiten zu
teuer ,die sie in dom geplanten Hochhaus micten wollten .Der Redner kri¬

tisiert sodann ,dass auch die Wohnugsvergebung vor parteipolitischen Ge¬

sichtspunkten beeinflusst werde .Von den Wohnungszuweisungen entfallen
98 Prozent auf Sozialdcmokraten und 2 Prozent auf Nichtmarxisten .Trotzdem
Sie für Ihre Wohnbautätigkoit ungcheuro Summen ausgeben ,ist es Ihnen bis¬

her nicht gelungen ,die Wohnungsnotfühlbar zu bchoben .Der Rednerboschwert
sich ,dass bei Wohnhauseubautendie Abplankungensogar ganze Strassenab¬

sperren ,ein Zustand ,dor in früheren Jahren niemals geduldet worden ist .

Den Ausgleichsfonds haben von den Ah Wiener Häusern nur ' 3Prozent in An¬
spruch genommon .Das ist sehr wonig ,und es wäre notwendig ,die Bevölkerung
darauf aufmerksam zu machen ,dass es unter bestimmten Voraussetzungen ihr

Rochtsei denAusgleichsfondsin Anspruchzu nohmen. /Sefdtde knt)
GR ,Haider ( . . )bemerkt ,mit den bisherigen Methoden der Wohn¬

baupolitik werde unmöglich das Wohnungsproblemgelöstvwerden können - Weiters
kritisiert erces ,dass die Mehrheit noch immerdie Behauptungaufrecht
erhält ,dass die Gemeindebauten aus den Mitteln der Wohnbausteuor erbaut
werden .Selbst der Oberste Rechnungshof hat es für notwendig gefunden ,dio

Unwahrheitdieser Behauptungfestzustellen .GR .Haiderbemängeltessodann ,
ebenfalls unter Hinweis auf den Bericht des Rechnungshofes ,dass dio Zu¬
schüsse zu den das Viertausendfache übersteigenden Instandhaltungszinsen
nicht nach der Bedürftigkeit gegeben wurden und bemerkt ,es sei dies nur
so zu erklären ,dass die Gesucho aufrocht erledigt wurden ,die dio sozial¬
demokratischen Vertrauenmänner ompfohlen haben .Was man sich bei der Vor¬
gebung von Arbeiten für Wohnhausbauten leistet ,spottet jeder Beschrei - ¬
bung .Auch das kritisiert der Rechnungshofbericht .DemSkandal auf diesem
Gebict muss ein Ende gemacht werden .Dio Professionisten ,die von der Ge - ¬

meinde nicht herangezogen werden ,werden gern als unverlässlich bezeich¬
not ,wahrscheinlich ist daruntor eine Unverlässlichkeit in politischer
Bezikhung zu verstehen .ZumSchlusse seiner Ausführungen beklagt sich GR.
Haider über dio ungerechte Vergebung der Wohnungenund fühht einc ReihoHermngs ss

von an ,die tereits eine schöne Wohnung hatten ,eine noch schönero
Wohnung in Gemeinderhäusern zugewiesen wurde .Es wäre höchste Zeit ,dass

sich die Gomeinde bei der Vergebung von Wohnungen von sitllichen Grund¬
sätzon leiten liesse .( Beifall bei der E .. )

Schluss der Sitzung22105
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